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Sefeb - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


an ee 


5 (Nr. 6842.) Verordnung, betreffend die Errichtung eines eva 
. Wiesbaden. Vom 22. September 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes 


ngeliſchen Konſiſtoriums in 


©, 273) 
i den Vorbehalts wegen Errichtung eines Konſiſtoriums für den Regierungs- 
tzirk Wiesbaden, was folgt: 


9 


, Für den Regierungsbezirk Wiesbaden iſt ein evangeliſches Konſiſtorium in 
Wiesbaden unter Leitung eines weltlichen Vorſitzenden einzurichten, welchem der 

Heneralſuperintendent, ein Juſtitiarius und geiſtliche Räthe in der durch das 
Bedürfniß beſtimmten Zahl beizuordnen ſind. 


§. 2. 

8 Der Wirkungskreis des Konſiſtoriums begreift diejenigen Geſchäfte, welche 
duch die Inſtruktion für die Konſiſtorien vom 23. Oktober 1817. (Geſetz⸗ 
Samml. 37.), die Allerhöchſte Kabinetsorder vom 31. Dezember 1825. 

Geſez⸗Samml. 1826. S. 56 die Verordnung vom 27. Juni 1845, (Geſez⸗ 
Samml. S. 440.) und die dieſelben erläuternden, ergänzenden und abändernden 

Beſimmungen den Konſiſtorien überwieſen find. 5 


det Vorgeſetzte Behörde des Konſiſtoriums iſt bis auf Weiteres Unſer Miniſter 
i geiſtlichen de. Angelegenheiten, an welchen in Fällen „die außerhalb der Zu— 
N ſtändigkeit des Konſiſtoriums liegen, zu berichten iſt. 


g $. 3. 
1 Welker Gebiete der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. bleiben bis auf 
EN Le a 


die dort beſte enden Konſiſtorien in Wirkſamkeit. 
; denz 186 Iteb hit 207 §. 4. 


7. Gr. 68426843.) 


BE Ausgegeben zu Berlin den 25, September 1867. 


Unfer Minifter der geiſtlichen ze. Angelegenheiten wird mit der Ausfüh, 
rung dieſer Verordnung beauftragt, und hat den Zeitpunkt zu beſtimmen, mit 
welchem die neue Behörde in Wilrkſamkeit treten foll, N 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 
Königlichen Inſiegel. ö ö 1 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
| Gr. zu Eulenburg. 7 


(Nr. 6843.) Verordnung, betreffend die Errichtung von Provinzial-Schulkollegien u 
Medizinal⸗Kollegien für die neu erworbenen Landestheile. Vom 22. Se 
tember 1867. : 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen! 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, wegen Errichtung von 
Provinzial⸗Schulkollegien und von Medizinal⸗Kollegien für die neu erworb 
Landestheile, was folgt: ü ö 

a N . 


Für die durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 186 
(Geſetz Samml. S. 555. 875. 876.) mit der Monarchie neu vereinigten Landes 
theile find unter dem Vorſitz der betreffenden Oberpräſidenten drei Provinzial“ 
Schulkollegien und drei Medizinal⸗Kollegien mit dem Amtsſitz in Kiel, Hannovet 

und Kaſſel zu errichten. i 5 
§. 2. 


Der amtliche Wirkungskreis der neuen Behörden erſtreckt ſich für die Ko 
legien in Kiel auf die Herzogthümer Holſtein und Schleswig, für die Koll 
in Hannover auf die Provinz Hannover, für die Kollegien in Kaſſel au 
Regierungsbezirke Kaſſel und Wiesbaden. BE 
Dieſelben ſtehen unmittelbar unter Unſerem Minifter der geiſtlichen, Une 
richts⸗ und Medizinal⸗ Angelegenheiten und haben in dem ihnen angewis 
Bezirk diejenigen amtlichen Aufgaben zu löſen, welche den gleichnamigen Beh 
in den älteren Theilen der Monarchie nach den Inſtruktionen vom 23. Oktober. 
(Geſetz-Samml. S. 237. 245.), der Allerhöchſten Kabinetsorder vom 31.0 
ber 1825. (Gefeß-Samml. von 1826. S. 5.) und den dieſelben erläuternden, 
zenden und abändernden Beſtimmungen geſtellt find. 55 


lnſer Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten 

vird mit der Ausführung dieſer Verordnung und dem Erlaß der dazu erforder⸗ 

en Inſtruktionen beauftragt. Derſelbe hat den Zeitpunkt zu beſtimmen, mit 

helchem die neuen Behörden in Wirkſamkeit, und die durch ſie zu erſetzenden 

Behörden außer Thätigkeit treten. f : a 

Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 

Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


d (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon.“ 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
8 Gr. zu Eulenburg. 


/ 


68432.) Verordnung, betreffend die Auflöſung des Hauſes der Abgeordneten. Vom 


I 22. September 1867. „„ 5 
ir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d., 


verordnen, auf Grund des Artikels 51. der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 
nach dem Antrage des Staatsminiſteriums, was folgt: f 


5 K. J. | 
Das Haus der Abgeordneten wird hierdurch aufgelöſt. 


5 „„ 5 835 
Unſer Staatsminiſterium wird mit der Ausführung der gegenwärtigen 
krordnung beauftragt. i „„ ae 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
öniglichen Inſiegel. Br 
Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
a 5 v Bismarck⸗Schönhauſen., Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Ihenplit. p. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
EEE Gr. zu Eulen burg. N 


„ (Nr. 6844.) 


(Nr. 6844.) Verordnung, betreffend die Einführung des Regulativs über die Beſchäftigung 
jugendlicher Arbeiter in Fabriken vom 9. März 1839., und des dafl 
abändernden Geſetzes vom 16. Mai 1853., in die neu erworbenen Land 
theile. Vom 22. September 1867. N 


Win Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


. 

Das Regulativ über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken vom 

9. März 1839. (Geſetz⸗Samml. von 1839. S. 156.), ſowie das Geſetz, betreffend 
einige Abänderungen dieſes Regulativs, vom 16. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml, 
von 1853. S. 225.) werden in die mit Unſerer Monarchie durch das Geſetz vom 
20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſet⸗ 
Samml. von 1866. S. 555. 875. und 876.) vereinigten Landestheile mit den 
nachſtehenden Abänderungen und Ergänzungen eingeführt. 


2 


Die nach dem Negulativ vom 9. März 1839. den Regierungen über 
tragenen Befugniſſe werden, inſoweit die Geſchäfte der Regierungen in einzelnen 
Landestheilen anderen Behörden überwieſen find, von dieſen Behörden ausge 


F. 3. 


Sollte durch die Ausführung dieſer Verordnung bereits beſtehenden Fahr 
anſtalten, Berg- Hütten- und Pochwerken die nöthige Arbeitskraft entzogen wer. 
den, fo tft der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ermächtigt 
im Einvernehmen mit dem Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und ee 5 
Angelegenheiten auf beſtimmte Zeit Ausnahmevorſchriften zu erlaſſen. In gleiche 
Weiſe kann durch Ausnahmevorſchriften die nach $. 3. Abſatz 1. des Regulats 
vom 9. März 1839. zuläſſige Arbeitsdauer von zehn Stunden bis auf fe 
Stunden täglich für ſolche jugendliche Arbeiter beſchränkt werden, welche zun 
das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben, ſich aber nach den beſonderen, in en 
9 Landestheilen beſtehenden Schuleinrichtungen noch im ſchulpflichtigen Ale 

efinden. * 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Baden-Baden, den 22. September 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpll 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg, 


5 > 1 
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6845) Allerhöchſter Erlaß vom 9. September 1867., betreffend die Ermäßigung der 
5 Abgabe, welche für das Befahren des Bromberger Kanals zu erheben iſt. 


geſchriebene Abgabe von 
en Zwecken beſtimmtem 
es. 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 


Schloß Babelsberg, den 9. September 1867. 


ö Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


n den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


| Sarıh 
nach welchem die Abgabe fuͤr das Befahren des Bromberger Kang 
zu erheben iſt. 8 


Vom 9. September 1867. 


Es wird entrichtet für die Benutzung einer jeden der zwölf Schleuſen des Kanals: 


A. Von einem Schiffsgefäße d 
für je 23 Laſten (100 Zentner Landesgewicht) der Tragfähigkeit acht 
Pfennige. 5 

i Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden weniger als 23 N 
für volle 23 Laſt gerechnet. 


Ausnahmen. 


Gefäße, welche lediglich mit Brennmaterialien (als: Holz, Torf, Stein 
Braun-, Holzkohlen, Koaks, Schaalbretter bis zur Länge von drei F 
u. ſ. w), mit rauher Fourage, Schilf, Rohr, Seegras, Faſchine 
Buhnenpfählen, Korbmacherruthen, Lohe, Ziegeln, Dachſchieferplatte 
Drainröhren, Bau-, Granit, Pflaſter⸗, Mühlen-, Cement⸗, Kalt: od 
Gypsſteinen (mit Einſchluß der roh zugerichteten Werkſtücke) mit Erd 
Sand, Thon, Porzellanerde, Traß, Schwefelkies, Schwerſpath, Roh- un 
Brucheiſen, Ziegel- oder Gypsmehl, Mehl aus Chamottſteinen oder Kapſe 
ſcherben, gemahlenem Kalk und Cement, mit Glasbrocken, Lehm, Aſch 
Eiſenſchlacken oder mit Düngungsmitteln (als: Miſt, Mergel, Gy 
Kalk, Abgang aus Zuckerſiedereien, Knochen für Dungfabriken u. |. Wi 
mit Salz, rohem Salpeter, Soda, Kali- und Abraumſalzen, mit leeren 
Fäſſern, Kiſten, Körben oder Säcken beladen ſind, zahlen die Hälfte d 
vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe. | 


Gefäße, auf denen ſich außer deren Zubehör, außer den Mundvort 
für die Bemannung und außer den zur Verladung gewiſſer Gegenſtal 
unentbehrlichen Brettern und Ständern, an ſonſtigen Sachen nur fd) 
Zentner oder weniger befinden, find, fofern fie nicht zum Perſonentrans 
port benutzt werden, von der vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe h 


1 


nr 


2 


— 


an Be | 
freiung tritt für Gefäße ein, welche lediglich zum 


freit. Dieſelbe Be 
Ableichtern dienen. 

Anmerkung zu 1. und 2. Beſteht die Ladung zum Theil 
aus den unter 1. genannten, zum Theil aus anderen Gegenſtänden, 
oder wird das Gefäß zum Perſonentransport benutzt, ſo wird die 
Abgabe zum vollen Betrage erhoben. 


B. Von geflöß tem Holze. 


1) Von Flößen, die ganz oder theilweiſe aus vierkantig beſchlagenen Höl— 
zern (QJuadratholz) oder Balken beſtehen, für jede fünfundzwanzig 
Quadratfuß der Oberfläche mit Einſchluß des Flottwerkes und 
Waſſerraumes, f g 


2) von allen anderen Flößen für jede dreißig Quadratfuß der 
Oberfläche mit Einſchluß des Flottwerkes und Waſſerraumes — ein 
Pfennig. e 

Bei Berechnung der Oberfläche wird eine Fläche von überhaupt 

weniger als 25 (zu 1.) beziehungsweiſe 30 (zu 2.) Quadratfuß vollen 

25 oder 30 Quadratfuß gleichgeſtellt, ein Ueberſchuß von weniger als 

123 (zu 1.) beziehungsweiſe 15 (zu 2.) Quadratfuß außer Berechnung 

gelaſſen und ein Ueberſchuß von 124 ge 15 Quadratfuß 

oder mehr für volle 25 beziehungsweiſe 30 Quadratfuß gerechnet. 


Befreiungen. 
Die Abgabe wird nicht erhoben: 


1) von Schiffsgefäßen oder Flößen, welche Staatseigenthum ſind oder für 
Rechnung des Staats Gegenſtände befördern, auf Vorzeigung von Frei⸗ 

päſſen x 8 

2) von Fiſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anhängen, Handkähnen und 
ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Frachtbeför⸗ 
derung nicht beſtimmt find, ſofern ſie keinen beſonderen Schleuſenaufzug 
erfordern und ſofern dies bei der zuerſt berührten Schleuſe für die ganze 
Fahrt angemeldet wird. 


5 Zuſaͤtzliche Vorſchriften. 

1) Die Abgabe iſt von dem Führer des Schiffsgefäßes oder Floſſes bei der 
beſtimmten Empfangsſtelle vor der Einfahrt in die Schleuſe zu erlegen, 
1 die Entrichtung der Abgabe nicht bereits im Voraus ſtattgefun⸗ 

en hat. 

Gn 6845) 2) Die 


2) Die Er ebung erfol t durch die Em an stellen u Bromber und 
N der ‚Steh Schleuse bei Nakel. er 9 5 


3) An welche Empfangsſtelle die Zählung zu leiſten, wo und in welch 
Art die Tragfähigkeit des Gefäßes, der Flächenraum des geflößten 
9 die Beſchaffenheit der Ladung anzumelden und was ſonſt bezü 
er Entrichtung der Abgabe zu beobachten iſt, wird durch den Gui 
miniſter beſtimmt. 


4) Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleuſen gelaſſen. 


5) Die Regierung zu Bromberg iſt ermächtigt, die Tiefe der Einfenkun 
zu beſtimmen, welche das den Kanal paſſirende Holz höchſtens haben dar 


6) In den Lagen des auf der Brahe, Weich 85 oder Netze geflößten Holzes 
darf durch deſſen Uebereinanderſchichten Sur des Transports A 
den Kanal keine Aenderung vorgenommen werden. 


7) Bei den zuſätzlichen Vorſchriften unter Nr. 7. und 8. des Tarifs vo 
16. Januar 1841. Geſetz⸗ ⸗Samml. S. 28.) bewendet es. a 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 9. September 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ipenpli 


846 Allerhöchſter Erlaß vom 9. September 1867., betreffend die Ermäßigung der 
f Abgabe, welche für das Befahren der Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder 
und Elbe zu erheben iſt. a 


uf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 7. d. Mts. erkläre Ich Mich mit 
der von Ihnen beantragten und durch das Verhältniß der Einnahme von Schiff- 
ahrtsab ach zu den aufgewendeten Unterhaltungskoſten gerechtfertigten wieder⸗ 
holten Ermäßigung der Abgabe, welche für das Befahren der Waſſerſtraßen 
wiſchen der Oder und Elbe zu erheben iſt, einverſtanden. Ich habe daher den 
Mir vorgelegten Tarif zur Erhebung der gedachten Abgabe, welcher mit dem 
. Oktober d. J. in Kraft treten joll, genehmigt und laſſe Ihnen denſelben von 
Mir vollzogen anliegend zur weiteren Veranlaſſung zugehen. 5 
Bei der in Meinem Erlaſſe vom 5. Mai 1862. Ihnen ertheilten Ermäch- 
ng, die im Tarife vorgeſchriebene Abgabe von Fahrzeugen, welche mit Kohlen 
der zu gewerblichen Zwecken beſtimmtem Salze beladen ſind, nach Bedürfniß zu 
imaßigen, bewendet es. i 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
fentlichen. 5 f i N 
Schloß Babelsberg, den 9. September 1867. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanminifter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. i 


Tarif, 
nach welchem die Abgabe fuͤr das Befahren der Waſſerſtraße | 
zwiſchen der Oder und der Elbe zu erheben iſt. 


Vom 9. September 1867. 


Es wird entrichtet: 


A. von einem Schiffsgefäße, fo oft daſſelbe eine der nachfolgend h 
zeichneten Hebeſtellen (Schleuſen) paſſirt: 1 
am Finow⸗Kanal bei Liebenwalde oder Neuſtadt⸗Eberswalde 
am Friedrich⸗Wilhelms⸗Kanal bei Neuhaus oder Brieskow; 
an der Spree bei Fürſtenwalde oder Berlin; 75 re 
an der Havel bei Zehdenick, Oranienburg, Spandau, Brandenbut 
oder Rathenow; 3 
am Ruppiner Kanal bei der Thiergartenſchleuſe unweit Oranienburg 
am Templiner Kanal bei der Kannenburger Schleuſe 29 
am Plauer Kanal bei Parey oder Plaue 1 
an jeder Hebeſtelle für je 23 Laſten (100 Zentner Landesgewicht) de 
Tragfähigkeit drei Silbergroſchen, jedoch in keinem Falle mehr, al 
im Sand zwei Thaler zehn Silbergroſchen. 
Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden weniger als 23 L 
für volle 23 Laſt gerechnet. 5 Be 


Ausnahmen. 


1) Gefäße, welche lediglich mit Brennmaterialien (als Holz, Torf 
Stein-, Braun-, Holzkohlen, Koaks, Schaalbretter bis zur L 
von 3 Fuß 2c); mit rauher Fourage, Schilf, Rohr, See 
Faſchinen, Buhnenpfählen, Korbmacherruthen, Lohe, Ziegeln, D 
ſchieferplatten, Drainröhren, Bau-, Granit⸗, Pflaſter⸗ Mühlen 
Cement⸗, Kalt oder Gypsſteinen (mit Einſchluß der roh zu erich 
teten Werkſtücke)) mit Erde, Sand, Thon, Porzellanerde, Tra 
Schwefelkies, Schwerſpath, Roh- und Brucheiſen, Ziegel od 
Gypsmehl, Mehl aus Chamottſteinen oder Kapſelſcherben, ge 
lenem Kalk oder Cement, mit Glasbrocken, Lehm, Aſche, E 
ſchlacken, oder mit Düngungsmitteln (als Miſt, Mergel, 


Kalk, Abgang aus Zuckerſiedereien, Knochen für Dungfabriken u. f. w.), 
mit Salz, rohem Salpeter, Soda, Kali⸗ und Abraumſalzen; mit 
leeren Fäſſern, Kiſten, Körben oder Säcken beladen ſind, zahlen die 

Hälfte der vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe, jedoch in keinem 

Falle mehr als im Ganzen Einen Thaler fünf Silbergroſchen. 

2) Gefäße, auf denen ſich außer deren Zubehör, außer den Mundvor⸗ 
räthen für die Bemannung und außer den zur Verladung gewiſſer 
Gegenſtände unentbehrlichen Brettern und Ständern an ſonſtigen 
Sachen nur 6 Zentner oder weniger befinden, entrichten, ſofern ſie 
nicht zum Perſonentransport benutzt werden, nur eir Sechstel der 
vorſtehend zu A. beſtimmten Abgabe, jedoch in keiner Falle mehr 
als im Ganzen zwölf Silbergroſchen. 

Die gleiche Ermäßigung tritt für Gefäße ein, welche lediglich 
zum Ableichtern dienen. 
Anmerkung zu 1. und 2. Beſteht die Ladung zum 
Theil aus den zu J. genannten, zum Theil aus anderen egen⸗ 
ſtänden, oder wird das Gefäß zum Perſonentransport benutzt, 
ſo wird die Abgabe zum vollen Betrage erhoben. 

B. Von geflößtem Holze, ſo oft eine der zu A. genannten Hebeſtellen 

paſſixt wird, bei jeder Hebeſtelle und zwar: 5 

I. I) von Flößen, welche ganz oder theilweiſe aus vierkantig beſchlagenen 
5 Hölzern (Quadratholz) oder Balken beſtehen, für jede 25 Quadrat⸗ 
fuß der Oberfläche mit Einſchluß des Flottwerkes und Waſſer⸗ 
raumes, 
2) von allen anderen Flößen für jede 30 Quadratfuß der Ober- 
fe mit Einſchluß des Flottwerkes und Waſſerraumes — vier 
ennige. f 

Bel Berechnung der Oberfläche wird eine Fläche von über⸗ 
haupt weniger als 25 (zu 1.) beziehungsweiſe 30 (zu 2.) Quadrat⸗ 
fuß vollen 25 oder 30 Quadratfuß gleichgeſtellt, ein Ueberſchuß von 
weniger als 124 (zu I.) beziehungsweiſe 15 Gu 2.) Quadratfuß 
außer Berechnung gelaſſen und ein Ueberſchuß von 123 beziehungs⸗ 
weiſe 15 Quadratfuß oder mehr für volle 25 oder 30 Quadratfuß 

i gerechnet. \ 

II. Iſt das geflößte Holz mit Stab⸗ oder Felgenholz oder mit Gegen⸗ 
änden der unter K. Ausnahme 1. bezeichneten Art beladen, ſo wird 

außer der zu B. I. vorgeſchriebenen keine weitere Abgabe erhoben. 

III. Befinden ſich auf dem geflößten Holze außer dem Zubehör und außer 
dem Mundvorrath für die Bemannung an anderen Gegenſtänden als 
Stab⸗ oder Felgenholz oder als Sachen der unter A. Ausnahme 1. 
bezeichneten Art mehr als 6 Zentner, ſo iſt neben der zu B. I. vor⸗ 
geſchriebenen noch eine Abgabe von fünf Silbergroſchen bei jeder 
Hebeſtelle zu entrichten. 


5 \ Anmerkung. Bei den aus mehreren ſogenannten e 
0 846.) \ e⸗ 


ze | 
beftehenden Flößen wird jeder beladene Platz in Betr: 
® unter B. III. vorgeſchriebenen Abgabe als ein beſonderes 
a i angeſehen. | 


Befreiungen. 
Die Abgabe wird nicht erhoben: 

1) von Schiffsgefäßen oder Flößen, welche Staatseigenthum find, oder für 
past des Staats Gegenſtände befördern, auf Vorzeigung von Frei 
päſſen; i 1 

2) von ſcherkähnen, Fiſchdröbeln, Gondeln, Anhängen, Handkähnen und 
ähnlichen kleinen Fahrzeugen, welche ihrer Bauart nach zur Fracht 
beförderung nicht beſtimmt find, ſofern fie keinen beſonderen Schleuſen⸗ 
aufzug erfordern, und ſofern dies bei der zuerſt berührten Schleufe für FF 
die ganze Fahrt angemeldet wird; i g g 

3) von den auf dem Landwehr- und Louiſenſtädtiſchen Kanal bei Berlin 
ausgehenden Schiffsgefäßen oder Flößen, wenn die Abgabe für de 
Eingang erlegt iſt. f 4 


Zuſaͤtzliche Vorſchriften. a 
1) Die Abgabe ift von dem Führer des Schiffsgefäßes oder Floſſes bei de 
beſtimmten Empfangsſtelle vor der Einfahrt in die Schleuſe zu erlegen 
Re 195 Entrichtung der Abgabe nicht bereits im Voraus ſtattgefun 
en hat. f 
2) An welche Empfangsſtelle die Zahlung zu leiſten, wo und in welcher 
Art die Tragfähigkeit des Gefäßes, der Flächenraum des geflößten Holzes 
die Beſchaffenheit der Ladung anzumelden und was ſomt bezüglich d 
Entrichtung der Abgabe zu beobachten iſt, wird durch den Finanzminister 
beſtimmt. i 
3) Bei den Vorſchriften unter Nr. 10. des Tarifs für den Plauer Kang 
vom 14. November 1824. (Geſetz-Samml. S. 220.) und unter Nr. 4 
der zuſätzlichen Beſtimmungen zu dem Tarif für die Waſſerſtraßn 
zwiſchen Oder und Elbe vom 18. Juni 1828. (Geſetz-Samml. S. 110. 
bewendet es. : 
Gegeben Schloß Babelsberg, den 9. September 1867. 


(L. 8.) Wilhelm. | 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenpliß 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


